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Bericht des Ausschusses für volkswirtschaftliche 

betreffend das Gesetz, mit dem die O.ö. Landarbeitsordnung 1968 neuerlich 
geändert wird (O. ö. Landarbeitsordnungsnovelle 1972) 

(L - 293/1 - XX) 

Gemäß Art. 12 Abs. ! 2, 4 B-VG, 1929 sind das 
Arbeiterrecht sowie der Arbeiler- und Angestellten-
.schutz, soweit es sieb um land- und forstwirtschaft­
liche Arbeiter und Ange.stellte haridelL, hinsichtlich 
der Gesetzgebung über die Grundsätze Bundessache, 
Landessache ist die Eilassuiig von Ansiiihrungs-
gesetzen und die Vollziehung. 

Die Grundsätze für die Regelung des Arbeits­
rechtes in der Land- und Forstwirtschatt wurden 
vom Bundesgesetzgebei im Landarbeitsgeselz, 
BGBl, Nr, 140/1948, in dev Fassung der Bundes­
geselze BGBl. Nr, 279/1957, BGBl. Nr. 241/1960, 
BGBl. Nr, 97/1961, BGBl. Nr, 10/1962, 
BGBl. Nr, 194/1964, BGBl. Nr. 238/196,5, 
BGBl. Nr. 265/1967, BGBl, Nr. 283/1968, 
BGBl. Nr. 463/1969, BGBl, Nr, 239/1971, 
BGBl, Nr. 318/1971 und BGßL Nr. 333/1971 erlassen. 
Die landesge.setzliclien Auslührungsbcslimmuntien 
zu den Grundsatzbestimmungen des Landarbeits­
geselzes enthält überwiegend die O, ö. Laudarbeils-
ordnung 1968, LGBl. Nr. 12, iu der Fassung 
der Landesgcsetze LGBI, Nr. 37/1969 und 
LGBi. Nr. 2/1971; soweit es sich um Grundsätze 
handeU, die im Zusammenhang mit der Berufsaus­
bildung in dev Land- und Forslvlrtsdiatt stehen, 
sind sie in der O.ö . land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsausbildungsordnung 1967, LGBl, Nr. 5 ,̂ aus­
geführt. 

Das grundsatzgesetzlidie P.edit wurde zuleizt 
durch das Bundesgesetz vom 16. Juni 1971, 
BGBl, Nv. 239, mit dem das Landarbeitsgesetz, 
BGBl. Nr. 140/1948, geändert wi id , durch die 2. Land-
arbeitsgesetz-NovGllo 1971, BGBl, Nr, 318, und durch 
die 3, Landarbeitsgesetz-NovellG 1971, BGRI, Nr. 333, 
geändert. Die neu erlas-senen Grundsätze belreflen 
den Wegfall der Möglidikeit, die Entlohnung dei-
Uberstunden nnd der Sonn- und FGiertagsarLieÜ 
durch Kollektivvertrag tibweichcnd vun der gesetz­
hchen Regelung festlegen zu können, einen erwei­
terten Urlaubsan.sprucb und die sinngemäße Über­
nahme der Bestimmungen cles Bundesgesetzes vom 
13, Juli )97i, BGBl, Nr. 319, mit dem das Betriebs-
rätegesetz geäjidert wird, in das Landarheitsrecht. 

Mit dem im Entwur! vorliegenden Gesetz, mit dem 
clie O. Ö. Landarbei Isordnung 1968 neLLerlicli ge-
ändevl wird [O. ö. LandarbeiLsordnungsnovelle 1972), 
sollen vor allem die mit den Landarbeitscjosetz-
Novellen BGBl. Nr. 239/1971, BGBl, Nr. 3f8/1971 
und BGBl. Nr. 333/1971 geänderten Grundsätze aus­
geführi vverden, überd ies sollen die Grmidsatzbe-
stinimungen der §§ 71 und 72 cles Landarbeits­
gesetzes, BGBl. Nr, 140''194a, über die allgemeine 

Fürsorgepflicht der Dienstgeber und die Sicherheits­
vorschriften gegen Arbeitsunfälle so ausgetührt 
werden, daß sie eine taugliche Grundlage füv die 
Eriassung einer Unf all verhütungs Verordnung hzw, 
einer land- und forstwirtsdiaftlichen Dienstnehmer-
schntzvero l'd nung durdi die o. ö. Landesregiörung 
bilden. 

Zu den oinzelnen Bestinunungen des vorliegenden 
Gesetzentwurfes ist im besonderen zu bemerken: 

Zu Art . I Z l : 

Gemäß § 3 Abs, 3 erster Satz der O. ö, Land­
arbeitsordnung 19G8 finden „auf famiiieneigene 
.A.rbeitskräfte (Abs. 2] die Bestimmungen der 
§§ 13, 71 und 72 sowie die Bestimmungen des 
Abschnittes 6 (Arbeitsaufsicht) sinngemäß An­
wendung ", 

Die vorgesehene nähere gesetzliche Regelung 
der allgemeinen Fürsorgepflichl der Dienstgeber 
und der Sichertieüsvorsthritten gegen Arbeits­
unfälle (siehe Art. I Z. 5 bis 7 des Gesetzent­
wurfes und die Erläulerndeii Bemerkungen hiezu) 
erlordert eine Berichtigung der Zitierung dev auf 
[aniilieneigenc Arheit.sk räfle sinngemäß anzu­
wendenden Bestimmungen des Gesetzes im § 3 
Abs. 3 ersler Satz. 

Zu Art . I Z. 2: 

§ 63 der O.ö , Landavbeitsordnung 1968 enlhäll, 
korrespondierend zu den Grundsatznornien des 
§ G3 des Landarbeitsgesetzes, Bestimmungen 
über die Entlolinunq der Überstunden und der 
Sonn- und Feicrtagsavbeil. Ahs. 4 besagt, dafi 
„durch Kollektivvertrag eine abweichende Rege­
lung erfolgen kann' . 

Die mit § 63 Abs. 4 der O. ö. Landaibeitsordnung 
1968 wörtlidi übereinstimmende Grundsalzlje-
•stiininung des § 63 Abs. 4 des Laiidarbeils-
gcsetzcs wurde durch die Landavbeitsgeselz-
Novelle BGBl, Nr, 239/1971 aufgehoben. 

Demgemäß muß auch § 63 Abs, 4 dev O. ö, Land­
avbeitsordnung 1968 aufgehoben "werden. 

Zu Art . I Z. 3 und 4: 

§ 65 der O, ö. Lanclarbeitsordnung 1968 regelt 
den Urlaubsanspiucli. Die Abs. ] und 2 em.-
spradien bis ziu' 2. Landarbeitsgesetz-Novelle 
1971 wörtlich den Grundsatzbestimmungen des 
§ 6:1 Abs. 1 und 2 des Landarbeitsgesetzes in 
dev Fassung dev Landa rbeitsgesetz-Novelle 1969, 
BGBl, Nr, 463. 
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Durch die 2, Laisdavbeitsgesetz-Novelle 1971 
wurden die Grundsätzbestimmungen des § 6,5 
Abs, 1 und 2 des Landarbeilsgesetzes neu gefaßt. 
An diese Änderung soll § 65 Abs, 1 und 2 der 
O. ö. Landarbeitsordnung 1968, und zwar duvdi 
U'ört)id)e Übernahme der neuen Grundsalzbe­
stimmungen, angepaßt, werden. 
Im Zusammenhang damit ist auch auf Art, I I 
Abs, 2 des vorliegenden Gesetzentwurfes und 
die dazu gehörigen Erläuternden Bemerkungen 
hinzuweisen. 

Zu Art . I Z. 5 bis 7: 

Die §§ 71 und 72 des Landarbeilsgeselzes ent­
halten die GrundsQtzü über die allgemeine Für-
sovgepflicbt des Dienstgebers und über Sidier-
heits Vorschriften gegen Arbeitsunfälle, § 72 
Abs, 3 normiert ergänzend dazu, daß „die Aus­
führungsgesetze die näheren Bestimmungen über 
den Dienstnehmerschutz Ireffen", Die §§ 71 
und 72 der O. ö, Landarbeitsordnung 1968 haben 
derzeil folgenden VVortlaul: 

„Allgemeine Fürsorgepilicht des Dienstgebers. 

§ 71. 
Der Dienstgeber ist verpfUchtet, hinsichtlich 

der Wohn- und Arbeitsräume, Maschinen, Be­
triebseinrichtungen und Arbeitsgeräte srif seine 
Kosten alle sanitären, und sonstigen notwen­
digen Vorkehrungen zu treffen, die mit Rück­
sicht auf die Ar t der Beschäftigung und Ein­
richtung der Arbeitsstätte zum Schutze des 
Lebens, der Sittlichkeit und der Gesundbeit des 
Dienstnehmers erforderlich sind. Wenn es die 
Besonderheit der Arbeit erfordert, ist dem 
Dienstnehmer eine entsprechende Schutzklei­
dung zur Verfügung zu stellen, 

Sidierheitsvorschriften gegen Arbeitsunfälle. 

§ 72. 
(i) Abe Maschinen (Kraft- und Arbeits­

maschinen, Kraft Übertragungsanlagen, Appa­
rate, Aufzüge u^w.) müssen mit den erforder­
lichen Schutzvorrichtungen versehen sein und 
unler Anwendimg der notwendigen Schutzvor­
kehrungen verwendet werden. Alle bewegten 
Teile, die geeignet sind, Verletzungen herbei­
zuführen, sind im Arbeits- und Verkehrsbe­
reich, sofern die Gefahrenquellen nicht schon 
durch die Konstruktion ausgeschaltet sind, ab­
zusperren, zu verdecken, zu verkleiden und mit 
Abs teil Vorrichtungen auszurüsten. Außerdem 
stnd die erforderlichen Schutzvorkehrungen, 
wie durch Berührungsschutz bei elektrischen 
Einrichtungen, durch Sicherungsmaßnahmen bei 
öer Waldarbeit, Betriebsvorsdir'dten und Be­
aufsichtigung, Beschriftungen und Warnungs­
tafeln, zu treffen. Die landwirtschaftlichen Ge­
rätschaften müssen sich in einem derartigen 
Zustand befinden, daß sie bei Gebrauch, Trans­
port und Verwahrung keinen Schaden verur­
sachen können. Arbeitsstätten, sowohl inner­
halb des Betriehes als auch ira Freien, und 
bauliebe Einrichtungen sind derart herzustellen, 

instandzuhallen und zu benutzen, daß an ihnen 
jederzeit ohua Gefahr gearbeitel. werden kann, 
Arbeitsstellen innerhalb des Betriebes rnüssen 
ausreichend belicblet sein, Betriebsmitlel, wie 
Fuhrwerke, Tiere, Sprengmittel und gesund­
hei tsscbädjiche Stoffe, müssen derart behan­
delt, verwendet, verwahrt und gesidiert wer­
den, daß Verletzungen und Krankheiten ver­
hütet werden. 

(fi) Die jeweils geltenden Sicherheitsvor­
schriften müssen streng eingehalten werden. 

(:!) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
nach Anhörung der Landwirtschaftskammer und 
dev Landarbeiterkammer sowie der Landes­
stelle der land- und forstwirtschaftlichen Sozial­
versicherung im Verordnungswege die näheren 
Bestimmungen über den Dienstnehmerschutz 
zu treffen." 

Verordnungen im Sinne des § 72 Abs. 3 der 
O. ö, Laiidarbeitsordnung 1968 wurden bisher 
nicht erlassen. Bei den auf Länderebene im Wege 
der Verbindungsstelle der Bundesländer geführ­
ten Expertenbesprechungen zur Vorbereitung 
einer Unfall verhütungs Verordnung bzw, einer 
land- und forstwirtschaftlichen Oienstnehmer-
scbutzverordnung hat sich jedoch gezeigt, dafi 
die derzeit in den vovzitierten §§ 71 und 72 um­
schriebene gesetzliche Grundlage für die Er­
lassung von Duichführungsvorscbriften im Ver-
ürdnungswege nicht ausreicht, um die im Inter­
esse des Dienstnehmerschutzes beim gegebenen 
Stand der technischen und medizinischen Wissen­
schaften gebotene umfassende Regelung des 
Dienstnehmerschutzes ausreichend in verfas­
sungsrechtlicher Hinsicht, und zwar bezogen auf 
Art . 18 B-VG, 1929, abzusichern. Um diesem ver­
fassungsrechtlichen Erlordernis gerecht zu wer­
den, •sollen an Stelle der geltenden §§ 71 und 72 
die vorgesehenen neuen 71 bis 71 1 und 72 
in die O. Ö. Landarbeitsordnung 1968 aufge­
nommen werden. Die Bestimmungen dieser neuen 
§§ 71 ff, geben den für die erforderlichen Detail­
regelungen im Verordnungswege gemäß § 72 
nötigen Rahmen. 

Allgemein ist zu diesen Bestimmungen festzu­
halten, daß oberstes Ziel aller Maßnahmen des 
Dienstnehmerschutzes die Verhütung von Ar­
beitsunfällen und Berufskrankheiten sowie eine 
dem Sland der technischen und medizinischen 
Wis sen's cha ften entsprechende Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen sein muß. 

Im einzelnen ist ergänzend noch zu bemerken: 

Zu § 71: 

Dieser Paragraph enthält die grundlegende 
Aussage darüber, wie im Interesse des Dienst­
nehmerschutzes die unter den Geltungsbereich 
der O. ö, Landarbeitsordnung 1968 fallenden 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft einge­
richtet und geführt werden müssen. 
Wesentlich ist demnach der Stand der techni­
schen und medizinischen Wissensdiaften, im 
gegebenen Zusammenhang insbesondere der 



Beilage 297/1Ö72 zum kurz schriltlichen Bericht des o. ö, Landtages, XX. Gesetzg.ebungsperiode 

Arbeitsmedizin. Aufgabe der Arbeitsmedizin 
ist es vor allem, die Gesundheit und Leistungs­
fähigkeit der arbeitenden Menschen zu er­
halten oder zu verbessern, dem vorzeitigen 
Kräfte verbrauch vorzubeugen und Schäden der 
Arbeit zu verhüten bzw. auszugleidien. 

Ausdrücklich ist die Beslimmung des § 71 auf 
eine umsichtige Verrichtung der Arbeiten, also 
ein den Erfordernissen der Arbeit angepaßtes, 
verantwortungsbewußtes Verhalten, das im 
normalen Arbeits verlauf allen leichtfertigen 
Gefährdungen aus dem Wege geht, abgestellt. 

Zu § 71 a: 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen ent­
halten die wesentlichen Aussagen über die ge­
botene Beschaffenheit der Arbeitsräume, son­
stigen Betriebsräumc, Arbeitsplätze und 
Arbeitsstellen. 

Zu § 71 b: 

Den Verkehrswegen innerhalb des Betriebes 
kommt im normalen Betriebsablauf hinsicht­
lich des Dienstnehmerschutzes erhebliche Be­
deutung zu, da sich ein großer Teil der Unfälle 
auf Verkehrswegen abspielt. 

Zu § 71 c: 

Von besonderer Bedeutung im Rahmen des 
Dienstnehmerschutzes ist es obne Frage, daß 
die Betriebsmittel, das sind alle der Führung 
des Betriebes dienenden baulichen Aniagen, 
Maschinen, Gerätschaften und sonstige Hilfs­
mittel, stets in einer den anerkannten Regeln 
der Technik entsprechenden Weise der Anfor­
derung eines wirksamen Schutzes des Lebens 
und der Gesundheit der Dien-stnehmer genügen 
und überdies den für sie geltenden besonderen 
Rechtsvorschriften (z. B, Maschinen-Sdiutzvor-
richtungsverordnung, BGBl, Nr. 43/1961, Dampf­
kesselverordnung, BGBl. Nr. 83/1948, Elektro-
tecbnikgesetz, BGBl, Nr. 57/1965) entsprechen. 
Anerkannte Regeln der Technik sind vor allem 
die vom österreichischen Normenausschuß auf­
gestellten einschlägigen Normen, 

In den Abs. 2 und 3 wird die besondere Prü­
lung von Betriebsmitteln geregelt, deren ord­
nungsgemäßer Zustand iür den Schutz der 
Dienstnehmer von besonderer Bedeutung ist, 
Mängel, die zu einer Gefährdung führen 
können, sind nämlich vielfach nur bei einer 
besonderen Prüfung festzustellen. Durch die 
Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme 
(Abnahmeprüfung), die nach größeren Instand­
setzungen oder wesentlichen Änderungen zu 
wiederholen ist, soll die ordnungsgemäße 
Funktion der Einriclilungen und ihrer Sicber-
heitsvorkehrungen gewährleistet werden; dem 
kommt vor allem bei solchen Betriebsmitteln, 
die erst am Verwendungsort zusammengebaut 
werden, eine wesentliche Bedeutung zu. 

Als geeignete, fachkundige Personen im Sinne 
des Abs, 3 letzter Satz sind Personen anzu­

sehen, welche die für die jeweilige Prüfung 
notwendigen Fachkenntnisse und fachlichen 
Erfahrungen besitzen und Gewähr für eine 
gewissenhafte Durchführung der Prüfarbeiten 
bieten. 

Zu § 71 d: 

Neben den Vorkehrungen an Betriebsmitteln 
ist für den Schutz der Dienstnehmer die Ge­
staltung des Arbeitsablaufes von größter Be­
deutung, Es müssen daher das Arbeitsver-
f ah ren (die Methode zur Erreichung des 
Arbeitszieles), die Arbeitsweise (die Ar t und 
Weise der Durchführung der Arbeit) sowie der 
Arbeitsvorgang (der tatsädiliche Ablauf der 
Arbeit) so vorbereitet und durchgeführt wer­
den, daß den Dienstnehmern ein wirksamer 
Schutz vor Unfällen und Berufskrankheiten 
gewährleistet ist. 

Die Verwendung von gefährlichen, vor allem 
giftigen Stoffen führt immer wieder zu Un­
fällen, Die Aufbewahrung solch'er Stoffe nur 
in hiefür geeigneten Behältern sowie eine ge­
eignete Kennzeichnung dieser Behälter ist 
daher unumgänglich. 

Da in den Betrieben der Land- und Forstwirt­
schaft im zunehmenden Maße komplizierte Be­
triebsmittel verwendet und gefährliche Arbeits­
verfahren angewendet werden, dürfen Dienst­
nehmer, die nicht die ausreichende körperliche 
oder geistige Eignung besitzen, nicht zu 
Arbeiten mit solchen Betriebsmitteln bzw. zu 
solchen gefährlichen Arbeiten herangezogen 
werden. 

Zu § 71 e: 

Unfälle stellen erfahrungsgemäß ein komplexes 
Geschehen dar, das aus mehreren Ursachen 
entsteht, Es sind dies vor allem technische 
Gegebenheiten, aber auch medizinische und 
psychische, manchmal auch soziale Einflüsse, 
Diesem Umstand muß bei Maßnahmen zur Ver­
hütung von Schäden der Dienstnehmer an 
Leben und Gesundheit Rechnung getragen 
W'Srden. Zu den Vorkehrungen an den Be-
triebsgebäuden und -räumlichkeiten sowie den 
Betriebsmitteln muß eine entsprechende Be­
lehrung der Dienstnehmer treten, durcb die 
diese im gebotenen Umfang auf die notwen­
dige Verhaltensweise aufmerksam gemacht 
werden. 

Zu § 71 f: 

Die Arbeitskleidung muß den Schutzerforder­
nissen entsprechen, die sich nach der A r t der 
jeweiligen Arbeit ergeben. So dürfen etwa 
bei der Wartung von Transmissionen keine 
Schürzen oder Mäntel oder bei Arbeiten in 
Steinbruchwänden oder auf Gerüsten keine 
Holzpantoffel getragen werden. 
Darüber hinaus sind in erster Linie die Be­
triebsmittel so zu sichern, daß eine Bedrohung 
von Leben und Gesundheit der Dienstnehmer 
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hintangehalten wird. Kann trotz solcher Siche­
rungsmaßnahmen ein wirksamer Schutz nicht 
erreicht werden, muß den Dienstnehmern eine 
Schulzkleidung bzw. Schutzausrüstung (wie 
etwa Schutzhelm, Sicherheitsschuhe, Schutz­
brillen, Gehörschutzmittel, Sicherheitsgürtel 
und Atemschutzgeräte) zur Verfügung stehen. 

Zu § 71 g: 

Auch Brandschutzmaßnahmen sind ein notwen­
diger Teil des Dienstnehmerschutzes. Beispiels­
weise ist auf das Verbot des Rauchens und 
der Verwendung von Feuer und offenem Liebt 
an feuer- oder explosionsgefährlichen Orten 
sowie eine gesicherte Verwahrung feuer- oder 
explosionsgefährlicher Abfälle zu verweisen. 
Dem Schutz von Leben und Gesundheit der 
Dienstnehmer im Falle eines Brandes dienen 
insbesondere die Bereitstellung geeigneter 
Mittel und Geräte für erste Löschhilfe, ent­
sprechendes Bedienungspersonal für diese 
Mittel und Geräte sowie Brandalarmeinrich­
tungen und die Vorsorge für entsprechende 
Fluchtwege. 

Zu § 71 h: 

Die Erste Hilfe hat die Aufgabe, vom Unfall­
betroffenen nach Möglichkeit eine unmittelbare 
Gefahl- für Leben oder Gesundbeit abzuwen­
den. Bei Verletzungen ist die Erste Hilfe meist 
von wesentlicher Bedeutung; dies gilt auch bei 
akuten Erkrankungen, Aus diesem Grunde 
und mit Rücksicht darauf, daß bei zahlreichen 
kleineren Verletzungen nach der Wundversor­
gung weiter gearbeitet wird, ist die Vorsorge 
für eiste Hilfeleistung in den Betrieben für 
den Schutz der Dienstnehmer besonders 
wichtig. Diese Vorsorge besteht in der Bereit­
stellung der hiefür notwendigen Mit te l und 
Einrichtungen, wobei auf die besonderen Er­
fordernisse, die sich aus der Ar t und Größe 
des Betriebes ergeben, Bedacht zu nehmen ist, 
Darüber hinaus müssen aber auch Personen 
zur Verfügung stehen, die eine ausreichende 
Ausbildung für erste Hilfeleistung erhalten 
haben. 

Zu § 71 i ; 

Die in diesem Paragraphen umschriebenen all­
gemeinen Fürsorgepflichten des Dienst­
gebers ergänzen die eigentlichen Sicherheits­
vorschriften im gebotenen und schon im 
Grundsatzrecht vorgezeichneten Sinn. 

Zu § 71 j : 

Die Instandhaltungspflicht ist ebenfalls wesent­
licher Teil eines wirksamen Dienstnehmer­
schutzes, Das Gebot, Betriebsräumlichkeiten, 
Wohn- und Aufenthal tsräume gemäß § 71 i , 
Betriebsmittel sowie sonstige Einrichtungen 
und Gegenstände für den Schutz des Dienst­
nehmers der weiteren Verwendung zu ent­
ziehen, wenn die erforderiiche Sicherheit gegen 

Unfälle nicht mehr gewährleistet ist, ist eine 
zwangsläufige Folge der in den vorangehen­
den Paragraphen getroffenen Regelungen des 
Dienstnehmerschutzes, 

Zu § 71 k: 

Die Verpflichlung des Dienstgebers gemäfl 
Abs, 1, die vorgeschriebenen Maßnahmen zum 
Schutz des Lebens, der Gesundheit und der 
Sittlichkeit der Dienstnehraer auf seine Kosten 
zu treffen, entspricht den bezüglichen Grund-
satzhestimmungen des § 71 Landarbeitsgesetz, 

Die weitere Verpflichtung des Dienstgebers 
(Abs. 2), das Interesse der Dienstnehmer an 
allen Fragen, die den Schutz des Lebens, der 
Gesundheit und der Sittlichkeit der Dienst­
nehmer betreffen, tunlichst zu fordern, gründet 
sich im Gebot, einen stets möglichst wirksamen 
Dienstnehmerschutz zu gewährleisten, tritt -er­
gänzend zu den Pflichten der Dienstnehmer 
gemäß § 71 1 und liegt letztlich im Interesse 
des Dienstgebers selbst. 

Zu § 71 1: 

Dieser Paragraph regelt die Pflichten, die den 
Dienstnehmern im Interesse und im Rahmen 
des Dienstnehmerschutzes auferlegt werden 
müssen, da ein wirksamer Schutz der Dienst­
nehmer ohne deren tätige Mithi lfe im Sinne 
der vorgesehenen Regelungen des § 71 1 nicht 
möglich wäre. 

Zu § 72: 

Wie bereits ausgeführt wurde, sollen die Be­
stimmungen der §§ 71 bis 71 1 den erforder­
lichen gesetzlidien Rahmen für die Erlassung 
von Durchführungsverordnungen bilden. 

Die Abs. 4 und 5 enthalten Ermächtigungen für 
die Bezirksverwaltungsbehörde bei Vorliegen 
besonderer Betriebsverhältnisse (im Abs. 4 ist 
hiefür im Hinblick auf Art, 18 E-VG. 1929 als 
Beispiel die Verwendung neuartiger, noch nicht 
ausreichend erprobter Betriebsmittel oder Ar­
beitsstoffe angeführt), Ausnahmen von den 
Bestimmungen der gemäß Abs, i zu erlassen­
den Verordnungen zuzulassen bzw, zu be­
willigen. Die Notwendigkeit solcher Maß­
nahmen liegl, wenn die Vielfalt der möglichen 
Betriebsverhältnisse in der Land- und Forst­
wirtschaft berücksichtigt wird, nicbt zuletzt im 
Interesse eines wirksamen Dienstnehmer­
schutzes, Die Einschaltung der Land- und Forst­
wirtschaftsinspektion ist in allen Fällen zwin­
gend vorgeschrieben, überd ies können sich 
solche Ausnahmen nur im Rahmen der Bestim­
mungen der §§ 71 ff, halten. Ergänzend ist 
damit im Zusammenhang noch darauf hinzu­
weisen, daß sich die Bestimmungen der Abs, 4 
und 5 an die einschlägigen Bestimmungen des 
§ 110 der Allgemeinen Dienstnehmerschutzver­
ordnung, BGBl, Nr, 265/1951, in der geltenden 
Fassung anlehnen. 
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Die Auflage der maßgeblichen Verordnungen 
im Betrieb soll die Dienstnehmer jederzeil in 
die Lage versetzen, sich über die zum Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
geltenden Vorschriflen zu unterrichten. 

Zu Art . I Z. 8: 

hn § 115 der O. ö, Landarheitsordnung 1968 ist — 
korrespondierend zu den Grundsatzbestimnuin-
gen des § 116 des Landarbeitsgesetzes — die Ge­
schäftsführung des Betriebsrates geregelt. 

Gemäß Abs, 4 haben in Betrieben, in denen ge­
trennte Betriebsräte der Arbeiler und Ange­
stellten zu wählen sind, bestimmte Befugnisse 
beide Betriebsräte gemeinsam auszuüben, Durch 
die 3, Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 wurde der 
§ 116 Abs, 4 des Grundsatzgesetzes neu gefaßt 
und die Befugnisse, die gegebenenfalls von 
beiden Betriebsräten gemeinsam auszuüben sind, 
neu festgelegt. 

Dieser neuen Grundsatzbestimmung entsprichl 
der vorgesehene neue § 115 Abs, 4 der Land­
arbeitsordnung 1968. 

Zu ArL I Z. 9 bis 14: 

§ 118 dej- O.ö, Landarbeitsordnung 1968 um­
schreibt die Aufgaben und Befugnisse, die dem 
Betriebsrat in Wahrung der Interessen der IDienst-
nehmer zustehen. 

Die dem § 118 der O. ö, Landarbeitsordnung 1968 
zugrunde liegenden Bestimmungen des § 119 des 
Landarbeitsgesetzes wurden durch die 3. Land­
arbeitsgesetz-Novelle 1971 mehrfach geändert. 
Die damit erforderlich gewordene Novelliorung 
des § 118 der O, ö. Landarbeitsordnung 1968 ent­
spricht — abgesehen von Zitierungen — im Wort­
laut den neugefaßten Grundsätzen des neuen 
§ 119 des Landarbeitsgesetzes. 

Zu Art . 1 Z. 15 bis 17: 

Im § U9 der O, Ö. Landarheitsordnung 196B sind 
die persönUchen Rechte und Pflichten der Mi t ­
glieder des Betriebsrates festgelegt. Auch die 
dazu korrespondierenden Grundsatzbestimmun­
gen des Landarbeitsgesetzes (§ 120) wurden durch 
die 3, Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 zum Teil 
neu gefaßt. 

Die damit erforderlich gewordene Novellierung 
des § 119 der O. ö. Landarbeitsordnung 1968 ent­
spricht — abgesehen von Zitierungen — im Wort­
laut den geänderten Grundsätzen des § 120 des 
Landarbeitsgesetzes, 

Zu Art. I Z. 18; 

Durch die 3. Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 wur­
den die §§ 120 a und 120 b neu in das Landarbeits­
gesetz eingefügt. 

Dieser Ergänzung des Grundsalzrechtes ent­
sprechen wiederum — abgesehen von Zitierun­
gen — im Wortlaut die vorgesehenen neuen 
§§ 119a und 119b der O .ö . Landarbeitsordnung 
1968, 

Zu Art . I Z. 19: 

Durdi die 3. Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 
wurden auch der § 122 des Landarbeitsgeselzes 
Ijetreffend den Kündigungs- und Entlassungs­
schutz der Mitglieder des Betriebsrates neu ge­
faßt. 

Der vorgesehene neue § 121 der O, ö, Landat-
beitsordnung 1968 entspricht ebenfalls — abge­
sehen von einer Zitierung — wörllidi den neuen 
Grundsatzbestimmungen, 

i^amit im Zusammenhang ist noch auf Art , I I 
Abs. 3 des voriiegenden Gesetzentwurfes und die 
zugehörigen Erläuternden Bemerkungen zu ver­
weisen. 

Zu ArL I Z. 20: 

§ 122 Abs. 3 der O .ö . Landarbeitsordnung 1968 
normiert, welche Bestimmungen über den Be­
triebsrat auf Vertrauensmänner sinngemät.\ An­
wendung finden, 

Der dieser Bestimmung zugrunde liegende § 123 
Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes wurde ebenfalls 
durch die 3, Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 neu 
gefaßt. 

Dieser geänderten Grundsatzbestimmung ent­
spricht der vorgesehene neue § 122 Abs. 3 vol l ­
inhaltlich. 

Zu A r t I Z. 21: 

§ 123 der O, ö. Landarbeitsordnung 1968 enthält, 
abgestellt auf die einsdilägigen Grundsatzbestim­
mungen des § 124 des Landarbeitsgesetzes, Be­
stimmungen über den Zentralbetriebsrat. Durch 
die 3, Landarbeitsgesetz-Novelle 1971 wurde^ der 
Abs. 5 des § 124 des Landarbeitsgesetzes neu 
gefaßt, 

Dementsprechend ist auch der § 123 Abs. 5 der 
O, ö, Landarbeitsordnung 1968 damit überein­
stimmend neu zu fassen. 

Zu A r t 1 Z. 22 und 23: 

§ 128 der O. ö. Landarbeitsordnung 1968 um­
schreibt Fälle, in denen die Einigungskomraissio-
nen berufen sind, einen Ausgleich anzubahnen 
und — wenn erforderlich — eine Entscheidung 
zu fällen. 

Auch die vorgesehenen Änderungen des § 128 
der O. ö. Landarbeitsordnung 1968 gehen aus­
schließlich auf die Änderung der korrespondie­
renden Grundsatzbestiraraungen des § 129 des 
Landarbeitsgesetzes durch die 3. Landarbeits-
gcsets-Novelle 1971 zurück. 

Zu Art . I Z. 24: 

Im § 132 Abs, 1 der O. ö. Landarbeitsordnung 1968 
sind diejenigen Bestimmungen des Gesetzes an­
geführt, deren Übertretung von den Bezirksver­
waltungsbehörden zu bestrafen ist. 

Durch die vorgesehene Neufassung soll diese 
Gesetzesstelle lediglich an die geltende Fassung 
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der O. ö. Landarbeitsordnung 
werden. 

Zu A r t I I : 

1968 angepaßt 

Abs. 2 entspricht dera Art . I I der 2. Landarbeits­
gesetz-Novelle 1971, wonach „die Ausführungs­
gesetze zu bestimmen haben, daß der nach zehn 
Dienstjahren entstehende Urlaubsanspruch von 
vierundzwanzig Werktagen für alle Dienstver­
hältnisse gebühri, die am 1, Jänner 1973 minde­
stens zehn Jahre gedauert haben". 

Abs. 3 entspricht dem Art, II der 3, Landarbeits­
gesetz-Novelle 1971, wonach die Ausführungs­
geselze vorzusehen haben, daß die Bestimmungen 

über den erweiterten Kündigungs- und Entlas­
sungsschutz der Mitglieder des Betriebsrates und 
der Vert rauensmänner (neugefaßter § 121; siehe 
A r i . I Z. 19 dos vorliegenden Gesetzentwurfes) 
audi „auf Verfahren Anwendung finden, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ausführungs­
gesetze noch nicht reditskräft ig entschieden sind". 

Der Ausschuß für volkswirtschattliche Angelegen­
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das bei­
gefügte Gesetz, mit dem die O. ö, Landarbeitsord­
nung 1968 neuerlich geändert wird (O. ö. Landarbeits­
ordnungsnovelle 1972), beschließen. 

L i n z , am 23, Mai 1972 

Pauzenberger 

Obraann 

Falch 

Berichterstatter 
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G e s e t z 

vom 

mit dem die O, ö. Landarbeitsordnung 1968 neuerlich geändert wird 
(O. ö. Landarbeitsordnungsnovelle 1972) 

Der o. ö. Landtag hat in Ausführung der Grund­
satzbestimmungen des Landarbeitsgesetzes, 
BGBl, Nr, 140/1948, in der Fassung der Bundesge­
setze BGBl, Nr. 279/1957, BGBl, Nr, 241/1960, 
BGBl. Nr. 97/1961, BGBl. Nr. 10/1962, 
BGBl, Nr. 194/1964, BGBt. Nr. 238/1965, 
BGBl. Nr, 265/1967, BGBl, Nr. 283/1968, 
BGBl, Nr. 463/1969, BGB!, Nr. 239/1971, 
BGBl. Nr, 318/1971 und BGBl, Nr, 333/1971 beschlos­
sen: 

Artikel I 

Die O.ö . Landarbeitsordnung 1968, LGBl, Nr. 12, 
in der Fassung der Landesgosetze LGBl, Nr, 37/1969 
und LGBl, Nr. 2/1971 wird wie folgt geändert : 

1, § 3 Abs, 3 erster Satz hat zu lauten; 

„Auf familieneigene Arbeitskräfte (Abs. 2) 
finden die Bestimmungen der §§ 13 und 71 bis 
72 sowie die Bestimmungen des Absdmittes 6 
(Arbeitsaufsicht) sinngemäß Anwendung." 

2, § 63 Abs, 4 wird aufgehoben. 

3, § 65 Abs, 1 hat zu lauten: 

„ (i) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem 
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub. Das 
Urlaubsausmaß betragt bei einer Dienstzeit von 
weniger als zehn Dienstjahren achtzehn Werk­
tage; es erhöht sich auf vierundzwanzig Werk­
tage, wenn das Dienstverhältnis ohne Unter­
brechung zehn Jahre, und auf dreißig Werktage, 
wenn es ohne Unterbrechung fünfundzwanzig 
Jabre gedauert hat." 

4, § 65 Abs. 2 hat zu lauten: 

„ (2) Der Anspruch auf Urlaub im ersten Dienst­
jahr entsteht nicbt vor Zurücklegung einer un­
unterbrochenen Dienstzeit von sechs Monaten," 

5, § 71 (samt Überschrift) hat zu lauten: 

„Schulz dev Dienstnehmer; 
Allgemeine Bestimmungen. 

§ 71, 

Jeder Betrieb (§ 5) muß entsprechend dem 
Stand der technischen und medizinischen Wis­
senschaften so eingerichtet sein und so geführt 
werden, daß bei umsichtiger Verrichtung der 
Arbeiten ein wirksamer Schutz des Lebens und 
der Gesundheit der Dienstnehmer sowie die 
durch Alter und Geschlecht der Dienstnehmer 
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gebotene besondere Rücksicht auf die Sittlich­
keit gewährleistet sind." 

6, Nach § 71 werden die folgenden neuen §§ 71 a 
bis 71 1 eingefügt: 

„Arbeitsräume, sonstige Betriebsräume; 
Arbeitsplätze und Arbeitsslellen. 

§ 71 a, 

(1) Als Arbeitsräume, das sind Betriebsräume, 
in denen nicht nur vorübergehend Arbeiten ver­
richtet werden (zum Beispiel Aufbereitungs-
räume für land- und forstwirtschaftliche Pro­
dukte, Werkstät ten) , dürfen nur Räume verwen­
det werden, die eine für den ständigen Aufent­
halt von Menschen geeignete Luftversorgung, 
Temperatur und Beleuchtung aufweisen und in 
denen die Arbeiten ohne Gefährdung des Lebens 
und der Gesundheit der Dienstnehmer verrichtet 
werden können. 

(2) Betriebsräume, in denen nur vorübergehend 
Arbeiten verrichtet werden (zum Beispie! Scheu­
nen, Ställe, Dachböden), müssen so beschaffen 
sein, daß die Arbeiten ohne Gefährdung des 
Lebens und der Gesundheit der Dienstnehmer 
durchgeführt werden können, 

(3) Die Arbeitsplätze in den Arbeitsräumen 
(Abs, 1) und die übrigen Arbeitsstellen müssen 
so beschaffen bzw, gesichert sein, daß die Ar­
beiten bei umsichtiger Verrichtung ohne Ge­
fährdung des Lebens, der Gesundheit oder der 
Sittlichkeit der Dienstnehmer durchgeführt 
werden können, 

Verkehrswege. 

§ 71 b. 

(1) Die Verkehrswege innerhalb des Betriebes 
einschließlich der Stiegen und Ausgänge müssen 
so angelegt und beschaffen sein, daß ihre Be­
nützung ohne Gefahr für die Dienstnehmer 
möglich isl. Insbesondere müssen die Verkehrs­
wege in solcher Anzahl, Anordnung und Ab­
messung angelegt und vor allem die Ausgänge 
so beschaffen sein, daß die Betriebsräume und 
Betriebsgebäude von den Dienstnehmern rasch 
und ungefährdet verlassen werden können. 

(s) Die Verkehrswege sind unter Bedacht­
nahme auf die Örtlicben Verhältnisse nach Er­
fordernis ausreichend künstlich zu beleuchten. 
Wenn es zum Schutz der Dienstnehmer erforder­
lich ist, muß eine Notbeleuchtung eingerichtet 
werden, 

Betriebsmittel. 

§ 71 c, 

(1) Alle der Führung des Betriebes dienenden 
baulichen Einrichtungen, Maschinen, Gerätschaf­
ten und sonstigen Hilfsmittel (Betriebsmittel) 
müssen den anerkannten Regeln der Technik 
entsprechend derart gesichert sein und so auf-
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gestellt, verwendet, befördert und verwahrt 
werden, daß bei umsichtiger Verrichtung der 
Arbeiten ein wirksamer Schutz des Lebens und 
der Gesundheit der Dienstnehmer gewährleistet 
ist. In anderen Rechtsvorschriften enthaltene 
einschlägige Bestimmungen werden hiedurch 
nicht berührt . 

(2) Betriebsmittel, von deren unfallsicherem 
Zustand der Schutz des Lebens und der Gesund­
heit der Dienstnehmer in besonderem Maße 
abhängig ist (wie Personenaufzüge, Hebebühnen, 
Zentrifugen größerer Leistung), müssen vor 
ihrer erstmaligen Inbetriebnahme sowie nacb 
größeren Instandsetzungen oder wesentlichen 
Änderungen, ansonsten in entsprechenden Zeit­
abständen auf ihre Eignung im Sinne des A.bs, 1 
geprüft werden, In anderen Rechtsvorschriften 
enthaltene BesUmmungen über die Prüfung von 
Betriebsmitteln werden hiedurch nicht berührt. 

(3) Zu den Prüfungen geraäß Abs, 2, die vor 
der erstmaligen Inbetriebnahme und nach 
größeren Instandsetzungen oder, wesentlichen 
Änderungen durchzuführen sind, dürfen nur 
Amtssächverständige, Ziviltechniker nach Maß­
gabe der einschlägigen Rechtsvorschriften oder 
fachkundige Oi"gane einer nach dem Gesetz be­
treffend das technische Untersuchungs-, Erpro-
bungs- und Materialprüfungswesen, 
RGBl. Nr, 185/1910, autorisierten Anstalt heran­
gezogen werden. Die übrigen Prüfungen gemäß 
Abs, 2 können audi von sonstigen geeigneten, 
fachkundigen und hiezu berechtigten Personen 
vorgenommen werden, übe r die Prüfungen hat 
der Dienstgeber Nachweise zu führen; in diesen 
Nachweisen ist jede vorgenommene Prüfung 
und deren Ergebnis vom Prüfenden zu beurkun­
den, 

Arbeitsverfahren, Arbeitsweisen, Arbeitsvor­
gänge und Lagerungen. 

§ 71 d. 

(1) Arbeitsverfahren, Arbeitsweisen, Arbeits­
vorgänge und Lagerungen sind so zu gestalten 
und durchzuführen, daß bei umsichtiger Verrich­
tung der Arbeiten ein wirksamer Schutz des 
Lebens und der Gesundheit der Dienstnehmer 
gewährleistet ist. Sofern es die Art der Arbeiten 
zuläßt, sind solche Stoffe zu verwenden und 
solche Arbeitsverfahren anzuwenden, bei denen 
gefährdende Einwirkungen auf die Dienstneh­
raer soweit als raöglich vermieden werden. 

(a) Gefährliche Stoffe dürfen unbeschadet der 
in anderen Rechtsvorschriften enthaltenen Be­
stimmungen nur in hiefür geeigneten Behältern 
verwahrt werden, die so zu kennzeichnen sind, 
daß dadurch die Dienstnehmer auf die Gefähr­
lichkeit des Inhaltes aufmerksam gemacht und 
Verwechslungen möglichst vermieden werden, 

(:i) Zu Arbeiten, die mit besonderen Gefahren 
verbunden sind, dürfen nuv Dienstnehmer 
herangezogen werden, die körperlich und geistig 
geeignet sind. Setzt die Verrichtung solcher 
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Arbeiten überdies notwendige Fachkenntnisse 
und Ertahrungen voraus, so dürfen hiezu nur 
entsprechend fachkundige Dienstnehmer heran­
gezogen werden; andere Dienstnehmer dürfen 
zu solchen Arbeiten nur herangezogen werden, 
wenn die Arbeiten unter der Aufsicht eines 
Fachkundigen verrichtet werden, 

(4} Zu Sprengarbeifen dürfen nur Diensfneii-
mer herangezogen werden, die nach Maßgabe 
der einschlägigen Rechtsvorschriften die Befug­
nis zur Vornahme von Sprengarbeiten besitzen, 

{5) Dienstnehmer, die an einem dem Dienst­
geber bekannten körperlichen oder geistigen 
Gebrechen leiden, das geeignet ist, andere 
Dienstnehmer bei bestimmten Arbeiten einer 
außergewöhnlichen Gefahr auszusetzen, dürfen 
zu solchen Arbeiten nicht herangezogen werden, 

Belehrung der Dienstnehmer. 

§ 71 .e., , 

(1) Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, daß 
jeder Dienstnehmer vor der erstmaligen Auf­
nahme seiner Beschäftigung auf die im Betrieb 
bestehenden Gefahren für das Leben und die 
Gesundheit aufmerksam gemacht und über die 
zur Abwendung dieser Gefahren notwendigen 
Schutzmaßnahmen belehrt wird. 

(2) Vor der erstmaligen Heianziehung eines 
Dienstnehmers zu einer Arbeit, die mit beson­
deren Gefahren verbunden ist, hat eine geson­
derte darauf abgestellte Belehrung im Sinne des 
Abs, 1 zu erfolgen, 

(3) Belehrungen nach Abs, 1 und 2 sind nach 
Erfordernis zu wiederholen. Eine neuerliche Be­
lehrung hat jedenfalls bei solchen Änderungen 
im Betrieb zu erfolgen, durcb die eine vor der 
Änderung noch nicht gegebene Gefahr Eür das 
Leben und die Gesundheit der Dienstnehmer 
hervorgerufen werden könnte, 

Arbeitskleidung und Schutzausrüstung, 

§ 71 f. 
Die Aibeitskleidung mviß so beschaffen sein, 

daß durch sie eine zusätzliche Gefährdung des 
Lebens und der Gesundbeit des Dienstnehmers 
nicbt bewirkt werden kann, 

(2) Der Dienstgeber hat, wenn es die Beson­
derheit der Arbeit erfordert, dem Dienstnehmer 
eine entsprediende Schutzkleidung und die 
darüber hinaus erforderliche geeignete Schutz­
ausrüstung zur Verfügung zu steilen. 

Brandschutzmaßnahmen, 

§ 71 g. 

In jedem Betrieb sind unter Berücksichtigung 
der Große und der Lage des Betriebes, der Ar­
beitsverfahren, Arbeitsweisen und Arbeitsvor­
gänge, der verwendeten Stoffe sowie allfälliger 
Lagerungen unter Beachtung der Bestimmungen 
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der O, ö, Feuerpolizeiordnung, LGBl, Nr. 8/1953, 
in der jeweils geltenden Fassung geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, um das Entstehen 
eines Brandes nach Möglichkeit zu verhindern 
und im Brandfalle eine Gefährdung des Lebens 
und der Gesundheit der Dienstnehmer hintanzu­
halten, 

Erste Hilfe. 

§ 71 h. 

Der Dienstgeber bat vorzusorgen, daß bei 
Unfällen oder Erkrankungen im Betrieb Erste 
Hilfe geleistet werden kann. Die hiefür notwen­
digen Mit tel sind in hygienisch einwandfreiem 
Zustand bereitzuhalten. 

Wohn- und Aufenthaltsräurae; Trinkwasser und 
sanitäre Anlagen, Urakleideeinrichtungen. 

§ 71 i , 

(i) Die den Dienstnehmern zur Verfügung ge­
stellten Wohn- und Aufenthaltsräume müssen 
den Erfordernissen der Gesundheit und der Sitt­
lichkeit entsprechen. 

(a) Der Dienstgeber hat vorzusorgen, daß den 
Dienstnehmern den Forderungen der Hygiene 
entsprechend Trinkwasser, Einrichtungen zur 
Körperreinigung und Abortanlagen in aus­
reichender Zah] und geeigneter Lage sowie ge­
eignete Umkleideeinrichtungen einschließlich 
der Möglichkeit zur Aufbewahrung der Klei­
dung zur Verfügung stehen, 

Instandhaltung. 

§ 71 j . 

Betriebsräuralicbkeiten und Wohn- und Auf­
enthaltsräume gemäß § 71 i , Betriebsmittel 
(§ 71 c Äbs. 1) sowie sonstige Einrichtungen und 
Gegenstände für den Schutz der Dienstnehmer 
sind in gutem und sicherem Zustand zu erhal­
ten. Ist die erforderliche Sicherheit gegen Un­
fälle nicht mehr gewährleistet, sind sie vom 
Dienstgeber der weiteren Verwendung zu ent­
ziehen. 

Besondere Pflichten des Dienstgebers. 

§ 71 k. 

(1) Der Dienstgeber ist verpflichtet, die in 
diesem Gesetz und den Durchführungsverord­
nungen hiezu vorgeschriebenen Maßnahmen 
zum Schutz des Lebens, der Gesundheit und der 
Sittlichkeit der Dienstnehmer auf seine Kosten 
zu treffen. 

(2) Der Dienstgeber hat das Interesse der 
Dienstnehmer an allen Fragen, die den Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
der Dienstnehmer betreffen, tunlichst zu fördern. 
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Pflichten der Dienstnehmer. 

§ 71 1, 

(i) Jeder Dienstnehmer hat sich im Betrieb so 
zu verhalten, wie dies ein für ihn und für die 
anderen im Betrieb tätigen Personen wirksamer 
Schutz des Lebens, der Gesundbeit und der 
Sittlichkeit erfordert. Er hat im besonderen alle 
Sicherheitseinrichtungen zweckentsprechend zu 
benützen und pfieglich zu behandeln, die gebo­
tenen Sdiutzmaßnabmen zu beach.ten und die 
zum Schutz des Lebens, der Gesundheit und der 
Sittlichkeit erlassenen Rechtsvors tbr iften und 
Anordnungen des Dienstgebers zu befolgen, 

(a) Jeder Dienstnehmer hat sich, soweit ihm 
dies auf Grund seiner fachlichen Kenntnisse und 
Berufserfahrung zumutbar ist, vor Benützung 
von Betriebsmitteln, Schutzeinrichtungen und 
Schutzausrüstungen von deren einwandfreier 
Funktion zw überzeugen. Er hat festgestellte 
Mängel und auffallende aufiergewöhnlicbe Er­
scheinungen unverzüglich dem Dienstgeber zu 
melden," 

7, § 72 (samt Überschrift) hat zu lauten: 

„Verordnimgen zum Schutz der Dienstnehmer. 

§ 72, 

(1) Die Landesregierung hat nach Anhörung 
der Landwirtschaftskammer für Oberösterreicb, 
der Landarbeiterkammer für Oberosterreich und 
der Landesstelle der Land- und Forstwirtschaft­
lichen Sozialversicherungsanstalt durch Verord­
nung die näheren Vorschriften zur Durchführung 
der §§ 71 ff, zu erlassen, 

(2) fn den Verordnungen gemäß Abs. 1 sind 
neben den allgemein gellenden auch die für ein­
zelne Arten von Arbeiten oder Arbeitsverfahren 
gebotenen besonderen Vorsdiriften zum Sdiutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
der Dienstnehmer zu erlassen. Durch solche Ver­
ordnungen können auch Ö-Normen für verbind­
lich erklärt werden, 

(a) In den Veroidnungen gemäß Äbs, 1 sind 
die Arbeiten, die mit besonderen Gefahren ver­
bunden sind (§ 71 d Abs, 3), festzulegen. Soweit 
die Verrichtung solcher Arbeiten notwendige 
Fachkenntnisse und Erfahrungen voraussetzt, 
ist in den Verordnungen überdies die Art der 
jeweils notwendigen Fachkenntnisse und Erfah­
rungen zu umschreiben und erforderlichenfalls 
zu regeln, daß hierüber und in welcher Form 
ein Nachweis zu erbringen ist. 

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann über 
Antrag der Land- und Forstwirtschaflsinspektion 
andere als die in den Verordnungen geraäß 
Abs, 1 vorgeschriebenen Vorkehrungen zum 
Schutze des Lebens, der Gesundheit und der 
Sittlichkeit der Dienstnehmer im Rahmen der 
§§ 71 ff, zulassen, wenn besondere Betriebsver­
hältnisse (wie etwa die Verwendung neuartiger 
noch nicht ausreichend erprobter Betriebsmittel 
oder Arbeitsstoffe) vorliegen. 
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(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei 
Vorliegen besonderer Betriebsverhältnisse über 
Antrag nach Anhörung der Land- und Forst-
wirtscbaftsinspektion auch Ausnahmen von den 
Vorschriften der Verordnungen gemäß Abs. 1 
bewilligen, insoweit hiedurdi die Belange des 
Dienstnehmerschutzes (§§71 ff,) nicht beein­
trächtigt werden. 

(e) In Betrieben, in denen mindestens fünf 
Dienstnehmer dauernd beschäftigt sind, ist der 
Dienstgeber verpflichtet, einen Abdruck der für 
den Betrieb maßgeblichen Verordnungen gemäß 
Abs, 1 an geeigneter für die Dienstnehmer zu­
ganglicher Stelle zur Einsicht aufzulegen," 

8, § 115 Abs. 4 hat zu lauten: 

„(,i) In Betrieben, in denen getrennte Betriebs­
räte der Arbeiter und Angestellten zu wählen 
sind (§ 113 Abs. 4), haben die Befugnisse nach 
§ 118 Abs, 1 zweiter Satz, Abs. 2Z .A erster Satz, 
Z, 7, 11, 12 und 14 und Abs, 3 beide Betriebsräte 
gemeinsam auszuüben." 

9, Dem § 118 wird folgende Bestimmung als Abs. 1 
eingefügt: 

„(1) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem 
Betriebsrat über aile Angelegenheiten, welche 
die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen 
oder kulturellen Interessen der Dienstnehmer 
des Betriebes berühren, Auskunft zu erteilen. 
Er ist weiters verpflichtet, mit dem Betriebsrat 
mindestens vierteljährlich und auf Verlangen 
des Betriebsrates monatlich gemeinsame Bera­
tungen über allgemeine Grundsätze der Be­
tr iebsführung in sozialer, personeller, wirtschaft­
licher und technischer Hinsicht sowie über die 
Gestaltung der Arbeitsbeziehungen abzuhalten. 
Der Betriebsrat ist berechtigt, bei allen Ange­
legenheiten, die die Interessen der Dienstneh­
mer des Betriebes betreffen, entsprechende Maß­
nahmen zu beantragen sowie auf die Beseitigung 
von Mängeln hinzuwirken," 

10. Der bisherige Abs. 1 des § 118 erhält die Be­
zeichnung „(2)"; in diesem Absatz haben die Z.2 
bis 4 zu lauten: 

„2, Akkord-, Stück- und Gedinglöhne, akkord­
ähnliche und sonstige leistungsbezogene 
Prämien und Entgelte, die auf Arbeits(Per-
sönlichkeits)bewertungs verf ahren, statisti­
schen Verfahren, Datenerfassungsverfahren, 
Kleinstzeitverfahren oder ähnUchen Entgelt-
findungsmethoden beruhen, sowie die maß­
geblichen Grundsätze (Systeme und Metho­
den) für die Ermittlung und Berechnung 
dieser Löhne bzw. Entgelte können, soweit 
sie nicht durcb Kollektivvertrag geregelt 
sind, rechtswirksam nur mit Zustimmung 
des Betriebsrates geregelt werden, 

3. Löhne bzw, Entgelte der in Z, 2 angeführten 
Art für einzelne Dienstnehmer oder ein­
zelne Arbeiten, die kollektiv nicht verein­
bart werden können, sind, wenn zwischen 
dem Betriebsinbaber und dem Dienstnehmer 
eine Einigung nicht zustandekommt, unter 
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Mitwirkung des Betriebsrates festzusetzen, 
4, Arbeitsordnungen können, soweit sie nicht 

zwischen kollektivvertragsfähigen Körper­
schaften (§ 41 Äbs. 1 Z, 1 und 2) vereinbart 
wurden, nur mi l Zustimmung des Betriebs­
rates erlassen und abgeändert werden. Un­
beschadet der Bestimmungen über die Ar­
beitsordnung (§§ 77 bis 79) können die be­
triebliche Ärbeitszeiteinteilung und -Vertei­
lung, die Dauer und die Lage der Arbeits­
pausen sowie der Umfang der Soim- und 
Feiertagsarbeit nur mit Zustimmung des 
Betriebsrates festgesetzt werden," 

H , Im neubezeicbneten Abs. 2 des § 118 wi rd fol­
gende Bestimmung als Z, 14 angefügt: 

„14. Der Betriebsrat ist berufen, an der Planung 
und Durchführung der betrieblichen Berufs­
ausbildung sowie betrieblicher Schulungs­
und Umschulungsmaßnahmen mitzuwirken. 
Werden solche Maßnahmen vom Betriehsin-
haber im Zusammenwirken njit den Dienst­
stellen der Ärbei tsmarktverwaltung durch­
geführt, so ist darüber hinaus der Betriebs­
rat den diesbezüglichen Verhandlungen bei­
zuziehen. Der Betriebsrat ist weiters beru­
fen, an der Verwaltung betriebseigener 
Ausbildungs- und Schulungseinrichtungen 
teilzunehmen. Die Ar t der Teilnahme ist 
mit dem Betriebsinbaber zu vereinbaren," 

12, Der bisherige Abs, 2 des § 118 erhält die Be­
zeichnung "(s)"; in diesem Absatz haben die Z, 1 
bis 3 zu lauten; 

„1. Der Betriebsrat Ist berufen, dem Betriebsin­
haber Anregungen zu geben und Vorschläge 
zu erstatten mit dem Ziele, zum allgemeinen 
wirtschaftlichen Nutzen und im Interesse 
des Betriebes und der Dienstnehmer die 
Wirtschaftlichkeit und Leistungssteigerung 
des Betriebes zu fördern. Dies güt insbeson­
dere bei der Erstellung von Wirtschafts-
plänen (Erzeugungs-, Investitions-, Absatz-
und anderen Plänen), 

2. In Betrieben, in denen dauernd mindestens 
fünfzig Dienstnehmer beschäftigt sind, hat 
der Betriebsinhaber dem Betriebsrat alljähr­
lich eine Abschrift der Bilanz für das ver­
flossene Geschäftsjahr einschließlich des 
Gewinn- und Ver lust ausw ei-ses spätestens 
einen Monat nach Vorlage an die Steuer­
behörde zu übermitteln und dem Betriebsrat 
die zum Verständnis dieser Unterlagen er­
forderlichen Erläuterungen und Aufklärun­
gen zu geben. 

3, Der Betriebsinhaber hat dem Betriebsrat 
Aufschluß zu geben über die wirtschaftfidie 
Lage des Betriebes, über die Art und den 
Umfang der Erzeugung, den Auftragsbe­
stand, den mengen- und wei tmäßigen Ab­
satz, die Investitionsvorhaben sowie über 
sonstige geplante Maßnahmen zur Hebung 
der Wirtschaftlichkeit des Betriebes. Er hat 
weiters den Betriebsrat von geplanten Be­
tr iebsänderungen zum ehestmoglichen Zeit-
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punkt in Kenntnis zu setzen. Als Betriebs­
änderungen gelten insbesondere 

a) die Einschränkung oder Stillegung des 
ganzen Betriebes oder von Betriebstei­
len; 

b) die Verlegung des ganzen Betriebes oder 
von Betriebsteilen; 

c) der Zusammenschluß mit anderen Betrie­
ben; 

d) Änderungen der Rechtsform oder der 
Eigentumsverhältnisse an dem Betrieb; 

e) Änderungen des Betriebszweckes, der 
Betriebsanlagen, der Arbeits- und Be­
triebsorganisation; 

f) die Einführung neuer Arbeitsmethoden," 

13. Im neubezeichneten Abs. 3 des § 118 wird fol­
gende Bestimmung als Z, 4 angefügt; 

„4, Der Betriebsrat ist berufen, Vorschläge zur 
Verhinderung, Beseitigung oder Milderung 
für die Dienstnehmer nachteiliger Folgen 
von Maßnahmen gemäß Z, 3 lit, a bis f zu 
erstatten. Der Betriebsinhaber ist verpflich­
tet, rait dem Betriebsrat über diese Vor­
schläge zu beraten, Hiebei hat der Betriebs­
rat auch auf die wirtschaftlidien Notwendig­
keiten des Betriebes Bedacht 2u nehmen," 

14. Der bisherige Abs, 3 des § 118 erhält die Be­
zeichnung „(4)". 

15. § 119 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten: 

„Den Mitgliedern des Betriebsrates ist unbe­
schadet einer Bildungsfreistellung nach § 119 a 
die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforder­
liche Freizeit unter Fortzahlung des Entgeltes 
zu gewähren." 

16. § 119 Abs, 4 hat zu lauten: 

„[i) Auf Antrag des Betriebsrates sind in Be­
trieben rait mehr als zweihundert Dienstnehmern 
ein, in Betrieben mit mehr als achthundert 
Dienstnehmern zwei, in Betrieben mit mehr als 
drei tausendfünfhundert Dienstnehmern drei Mit­
glieder des Betriebsrates und für je weitere 
drei tausendfünfhundert Dienstnehmer ein weite­
res Mitglied des Betriebsrates von der Arbeits­
leistung unter Fortzahlung des Entgeltes freizu­
stellen," 

17. Dem § 119 wird folgende Bestimmung als Abs. 5 
angefügt: 

„(5) Ubersteigt die Gesamtzahl der Dienst­
nehraer solcher Betriebe eines Unternehraens, 
in denen eine Freisteilung von Betriebsratsmit-
gtiedern gemäfi Abs. 4 nicht mögtich ist, die 
Zahl vierhundert, so ist auf Äntrag des Zentral­
betriebsrates ein Mitglied desselben von der 
Arbeitsleistung unter Fortzahlung des Entgeltes 
freizustellen. Dieses ist tunlichst dem Kreise 
jener Betriebsratsmitglieder zu entnehmen, die 
dem nach der Zahl der Dienstnehmer jeweils 
größten Betrieb angehören," 

18. Nach § 119 werden folgende Bestimmungen als 
§§ 119 a und 119 b eingefügt: 



Beilage 297/1972 zum kurzschriftlichen Beridil des •. ö, Landtages, XX, Gesetzgebungsperiode 

„Bildungsfreislellung. 

§ 119a, 

(i) Für die Teilnahme an Schulungs- und Bil­
dungsveranstaltungen im Sinne des Äbs. 2 hat 
jedes Mitglied des Betriebsrates Anspruch auf 
Freistellung von der Arbeitsleistung unter Fort­
zahlung des Entgelles bis zur Dauer von zwei 
Wochen innerhalb der Funktionsperiode. In Aus­
nahmefällen kann bei Vorliegen eines Inter­
esses an einer besonderen Ausbildung die 
Dauer der Freistellung bis zu vier Wochen aus­
gedehnt werden. Rückt ein Ersatzmitglied des 
Betriebsrates in das Mandat eines Mitgliedes 
des Betriebsrates dauernd nach, so hat es nur 
dann und insoweit einen Anspruch auf Bildungs-
Ireistellung, als das ausgeschiedene Mitglied 
noch keine Bildungsfreistellung in Anspruch 
genommen hat, 

(3) Die Freistellung ist für die Teilnahme an 
Schulungs- und Bildungsveranstaitungen zu ge­
währen, die von kollektivvertragsfähigen Kör­
perschaften der Dienstnehmer oder dor Dienst­
geber veranstaltet oder von diesen übereinstim­
mend als geeignet anerkannt werden und vor­
nehmlich die Vermittlung von Kenntnissen zum 
Gegenstand haben, die der Ausübung der Funk­
tion als Mitglied des Betriebsrates dienen. 

(3) Der Betriebsrat hat den Betriebsinbaber 
mindestens vier Wochen vor der beabsichtigten 
Freistellung in Kenntnis zu setzen. Der Zeitpunkt 
der Freistellung ist zwischen Betriebsrat und 
Betriebsinhaber einvemehmlich festzulegen. 
Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so 
hat die Einigungskommission unter Bedacht­
nahme auf die Erfordernisse des Betriebes einer­
seits und auf die Interessen des Betriebsrates 
und des Betriebsratsraitgliedes andererseits zu 
entscheiden. 

(1) Betriebsratsmitglieder, die in der laufen­
den Funktionsperiode bereits nach § 119 b frei­
gestellt worden sind, haben während dieser 
Funktionsperiode keinen Anspruch auf eine 
Freistellung nach Abs. 1 und 2. 

Erweiterte Bildungsfreistellung. 

§ 119 b. 

(1) In Betrieben rait raehr als zweihundert 
Dienstnehmern ist neben der Biidungsfreistel-
lung gemäß § 119 a auf Antrag des Betriebs­
rates ein weiteres Betriebs rats mitg Ued für die 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveran­
staitungen bis zur Dauer eines Jahres von der 
Arbeitsleistung gegen Entfall des Entgeltes frei­
zustellen. § 119 a Abs, 2 und 3 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) In Dienstjahren, in die Zeiten einer Bil­
dungsfreislellung geraäß Abs, 1 fallen, gebühren 
der Urlaub in vollem Ausmaß, das Urlaubsent­
gelt durcb den Dienstgeber jedoch in dem Aus­
maß, das dem um die Dauer der Bildungsfrei­
stellung verkürzten Dienstjahr entspricht. 
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(3) Der Dienstnehmer behält in Kalenderjah­
ren, in die Zeiten einer Bildungsfreistellung 
gemäß Abs. 1 fallen, den Anspruch auf sonstige, 
insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des 
§ 67 Äbs, 1 des Einkommensteuergesetzes 1967, 
BGBl, Nr, 268, in dem Ausmaß, das dem um die 
Dauer der Bildungsfreistellung verkürzten Ka­
lenderjahr entspricht, 

(4) Soweit sich Ansprüche eines Dienstnehmers 
nach der Dauer der Dienstzeit richten, sind 
Zeiten einer Bildungsfreistellung gemäß Äbs, 1, 
während deren das Dienstverhältnis bestanden 
hat, auf die Dauer der Dienstzeit anzurechnen," 

19, § 121 hat zu lauten: 

„§ 121, 

(i) Ein Mitglied des Betriebsrates darf bei 
sonstiger Rechtsunwirksamkeit nur nach vor­
heriger Zustimmung der Einigungskommission 
gekündigt oder entlassen werden. Die Einigungs­
kommission hat bei ihrer Entscheidurig den sich 
aus § 119 Abs, 1 ergebenden Schutz der Betriebs­
ratsmitglieder wahrzunehmen, 

(i) Nach Maßgabe des Abs. 1 kann die Eini­
gungskommission einer Kündigung nur zustim­
men, wenn 

a) der Betriebsinbaber im Falle einer vorüber­
gehenden Einstellung oder einer Einschrän­
kung des Betriebes oder der Stillegung ein­
zelner Betriebsabteilungen den Nachweis er­
bringt, daß er das betroffene Betriebsrats-
mitglied ohne Schaden für den Betrieb nidi t 
weiter beschäftigen kann, 

b) das Betriebsratsmitglied unfähig wird, die im 
Dienstvertrag vereinbarte Arbeit zu leisten, 
sofern in absehbarer Zeit eine Wiederher­
stellung seiner Arbeitsfähigkeit nicht zu er­
warten ist und dem Betriebsinhaber die 
Weiterbeschäftigung oder die Erbringung 
einer anderen Arbeitsleistung durch das Be­
triebsratsmitglied, zu deren Verrichtung sich 
dieses bereit erklärt hat, nicht zugemutet 
werden kann, 

c) das Betriebsratsmitglied die ihm auf Grund 
des Dienstverhältnisses obliegenden Pflichten 
beharrlich verletzt und dem Dienstgeber die 
Weiterbeschäftigung aus Gründen der Ar­
beitsdisziplin nicht zugemutet werden kann. 

(3) Nach Maßgabe des Abs, 1 kann die Eini­
gung skommission einer Entlassung nur zustim­
men, wenn das Betriebsratsmitglied 

a) bei Abschluß des Dienstvertrages den Be­
triebsinhaber durch Vorweisung falscher oder 
gefälschter Personaldokuraente oder Zeug­
nisse hintergangen oder ihn über das Be­
stehen eines anderen gleichzeitig verpflich­
tenden und der Verwendung im Betrieb ab­
träglichen Dienstverhältnisses in einen Irr­
tum versetzt hat, 

b) der Trunksucht verfällt und aus diesem 
Grunde wegen Verstoßes gegen seine Ver­
pflichtungen aus dem Dienstverhältnis 
wiederholt fruchtlos verwarnt wurde, 
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c) im Dienste untreu ist oder sich in seiner 
Tätigkeit ohne Wissen des Betriobsinhabers 
von dritten Personen unberechtigt Vorteile 
zuwenden läßt, 

d) ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät 
oder ohne Einwilligung des Betriebsinhabers 
ein der Verwendung im Betrieb abträgliches 
Nebengeschäft betreibt, 

e) sich eines Verbrechens oder aus Gewinnsucht 
eines Vergehens oder einer Übertretung 
sdiuldig macht, sofern die Verfolgung von 
Amts wegen oder auf Antrag des Betriebs­
inhabers zu erfolgen hat, 

f) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrver­
letzungen gegen den Betriebsinhaber, dessen 
im Betrieb tätige oder anwesende Familien­
angehörige oder Dienstnehmer des Betriebes 
zuschulden kommen läßt. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 liL f hat die Eini­
gungskommission die Zustimmung zur Ent­
lassung zu verweigern, wenn sich der Antrag 
auf ein Verhalten des Betriebsralsmitgliedes 
stützt, das von diesem in Ausübung des Man­
dates gesetzt wurde und unler Abwägung aller 
Umstände, insbesondere ira Hinblick auf das 
vorangegangene Verhalten des Betriebsinhabers 
oder dessen Bevollmächtigten, entschuldbar war. 
Dasselbe gilt, wenn sich der Antrag auf Zu­
stimmung zur Kündigung oder Entlassung auf 
Handlungen oder Äußerungen des Betriebsrats­
mitgliedes stützt, die geeignet sind, das Anseheu 
des Betriebsinhabers herabzusetzen und die den 
Tatbestand des Abs. 2 l i t . c oder des Abs, 3 
liL c erster Satzteil erfüllen, 

(5) In den Fallen des Äbs. 3 l i t , e und f kann 
die Entlassung des Betriebsratsmitgliedes gegen 
nachträgliche Einholung der Zustimmung der 
Einigungskommission ausgesprochen werden. 
Stimmt die Einigungskommission dor Entlassung 
nicht zu, so ist die Entlassung rechtsunwirksam, 

(b) Der sich aus den Äbs. 1 bis 5 ergebende 
Schutz beginnt mit dera Zeitpunkt der Annahme 
der Wahl durch das Betriebsratsmitglied und 
endet drei Monate nach Ablauf der Tätigkeits-
dauei. 

(7) Dem Betriebsratsmitglied koramt im Ver­
fahren vor der Einigungskomraission Partei­
stellung zu, 

(s) Die Abs. 1 bis 7 gelten sinngemäß für 

a) Ersatzmitglieder, die an der Mandatsaus­
übung verhinderte Betriebsratsmitglieder 
durch mindestens zwei Wochen ununter­
brochen vertreten haben, bis zum Ablauf von 
drei Monaten nach Beendigung dieser Tätig­
keit, sofern der Betriebsinhaber von Beginn 
und Ende der Vertretung ohne unnötigen 
Aufschub i n Keimtnis gesetzt wurde; 

b) Mitglieder von Wahlvors tänden und Wahl­
werber vom Zeitpunkt ihrer BesteUung bzw. 
Bewerbung bis zura Ablauf der Frist zur An­
fechtung der Wahl; Wahlwerber sind Per-
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sonen, die als Kandidaten auf einem Wabl-
vorschlag aufscheinen," 

20, § 122 Äbs, 3 hat zu lauten; 

„ (;i) Hinsichtlich der Dauer dev Tätigkeit, Auf­
gaben und Befugnisse sowie der persönlichen 
Rechte und Pflichten der Verlrauensmänner 
finden die Bestiminungen des § 29, des § 114 
Abs. 2, 3, 5 bis 7, 9 und 10. des § 116 Ahs, 1, 
Ahs. 2 Z. 3 und Abs, 3, des § 117 Abs. 1 l i t , a, 
des § 118 Äbs. l,Äbs. 2 Z, 1 bis 3, 5 bis 10, Z. 13 
erster Satz und Z. 14 sowie Abs, 3 Z. 1, des § 119 
Äbs, 1, 2 und Äbs, 3 erster Satz sowie der §§ 120 
und 121 sinngemäß Anwendung, Die Ver­
trauensmänner werden duTch wnmiUelbare und 
geheime Wahl mit einfacher Mehrheit der ab­
gegebenen Stimmen für die Dauer von drei 
Jahren gewählt," 

21, § 123 Abs. 5 bat zu lauten: 

„(,-,) Die Befugnisse nach & 118 Abs, 1 und 3 
stehen in Unternehmen der im Abs. \ bezeichne­
ten Ärt dem Zentralbetriebsrat zu. Soweit es 
sich jedoch um Angelegenheiten handelt, die 
nur die Interessen eines Betriebes berühren, 
sind diese Befugnisse vom Betriebsrat dieses 
Betriehes auszuüben. Der Betriebsrat kann diese 
Befugnisse dem Zentralbelriebsrat übertragen," 

22, § 128 lit, b hat zu lauten: 

„b) wenn über die Festsetzung von Lohnen 
bzw, Entgelten der im § 118 Abs. 2 Z, 2 an­
geführten A r t für einzelne Dienstnehmer 
oder einzelne Arbeiten, die kollektiv nicht 
vereinbart werden können, eine Einigung 
nicht zustande kommt (§ 118 Abs, 2 Z, 3);". 

23, Im § 128 lit, c hat die Zitierung zu lauten: 

„(§ 118 Abs, 2 Z. 6)". 

24, § 132 Abs. 1 ersler Satz hat zu laiüen: 

„Übertretungen der BestimnvuivgeYi der 56 
bis 63, 71 bis 76, 79, 81 bis 84, 98 und 103, des 
§ 114 Abs. 9 sowie der §§120 und 130 sind von 
der Bezirksverwaltungsbehörde zu bestrafen," 

Artikel II 

(i) Dieses Gesetz tritt rait dem Ablauf des Tages 
der Kundmachung im Landesgesetzblatt für Ober­
osterreich in Kraft, 

(s) Der gemäß Art, I Z, 3 nach zehn Dienstjahren 
entstehende Urlaubsanspruch von vierundzwanzig 
AVerktagen gebührt für alle Dienstverhältnisse, die 
am 1, Jänner 1973 mindestens zehn Jahre gedauert 
haben, 

(3) Die Bestimmungen des Art, I Z. 19 finden auch 
auf Verfahren Anwendung, die im Zeitpunkt des 
Inkiaittretens dieses Gesetzes noch nicht rechts­
kräft ig entschieden sind. 


